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Kapitel 1 

Einleitung 

A. Einführung 

Im August 2012 verstarb eine 27-jährige Britin, 16 Monate nach einer bei ihr durch-
geführten Lungentransplantation an Lungenkrebs. Kurz darauf erklärte der Vater in 
den Medien, dass seine Tochter der Organübertragung nicht zugestimmt hätte, wenn 
sie gewusst hätte, dass die Spenderlunge, die sie erhalten hatte, von einem Raucher 
stammt. Daraufhin entschuldigte sich die Klinikgesellschaft öffentlich, die Patientin 
nicht aufgeklärt zu haben und teilte mit, dass sie die Chance hätte bekommen müs-
sen, selbst zu entscheiden. Zwar hatten die behandelnden Ärzte nichts von dem Tu-
mor in der Lunge gewusst. Ihnen war jedoch bekannt gewesen, dass es sich um die 
Lunge eines Rauchers handelte.1 

Die Aufklärung des Organempfängers ist, anders als die Aufklärung des Lebendor-
ganspenders nicht gesetzlich geregelt.2 Wer sich im Schrifttum auf die Suche nach 
Ausführungen zur ärztlichen Aufklärungspflicht gegenüber dem Empfänger einer Or-
ganspende und damit auch der Frage nach einer Aufklärungspflicht des Arztes über 
die Herkunft und die Qualität des Transplantates begibt, stellt schnell fest, dass diese 
Aspekte des Transplantationsrechtes, wenn überhaupt, nur sehr knapp abgehandelt 
werden. Häufig wird darauf verwiesen, dass es sich um einen Heileingriff handle und 
insoweit kaum nennenswerte Abweichungen zu üblichen ärztlichen Informations-
pflichten bestünden.3 So erklärt Voll etwa, dass „die Einwilligung des Organempfän-
gers […] in aller Regel keine Schwierigkeiten [bereite], weil die Organeinpflanzung 
für den Betroffenen eine Heilbehandlung“ sei.4 Der Organempfänger sei daher im 
Wesentlichen über Behandlungsalternativen, spezifische Operationsrisiken sowie die 
weitere Lebensdauer und -qualität aufzuklären. Dagegen kommt nach v. Bubnoff 
dem Selbstbestimmungsrecht des Organempfängers angesichts der bestehenden 
Risiken eine erhöhte Bedeutung zu, weshalb eine „weitgehende ärztliche Aufklärung“ 
des Organempfängers erforderlich sei.5 Allerdings wird auch hier nicht die Frage er-
örtert, ob der Arzt verpflichtet ist, über die Qualität und die Herkunft des Transplanta-
tes aufzuklären.  
                                            
1  http://www.aerztezeitung.de/politik_gesellschaft/gesundheitspolitik_international/article/829004/ 

transplantation-britin-stirbt-krebs-durch-spenderlunge.html. 
2  Anders als etwa in Italien, Polen, Portugal, Russland, der Slowakischen Republik und Ungarn, 

in denen die Aufklärung des Organspendeempfängers gesetzlich vorgeschrieben ist. Vgl. die 
Nachweise bei: Gutmann/Schroth, Organlebendspende in Europa, S. 48. 

3  Gutmann, in: Schroth/König/Gutmann/Oduncu (Hrsg.), TPG, § 8 Rn. 48; Hirsch/Schmidt-
Didczuhn, Transplantation und Sektion, S. 23; Augsberg, in: Höfling (Hrsg.), TPG, § 8 Rn. 81; 
Rüping, GA 1978, 129, 134; Schreiber, Die gesetzliche Regelung der Lebendspende von Orga-
nen in der Bundesrepublik Deutschland, S. 89; Voll, Die Einwilligung im Arztrecht, S. 273. 

4  Voll, Die Einwilligung im Arztrecht, S. 273. 
5  v. Bubnoff, GA 1968, 65, 78. 
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Dabei darf nicht außer Acht gelassen werden, dass die Arbeit von v. Bubnoff aus der 
Anfangszeit der Transplantationsmedizin in den 50er und 60er Jahren6 stammt, in 
der etwa die Transplantation eines Herzens nicht als Heilbehandlung (im juristischen 
Sinn) angesehen werden konnte.7 Die Transplantationsmedizin hat sich seit dieser 
Zeit erheblich weiterentwickelt und ist inzwischen therapeutischer Standard für viele 
schwere Erkrankungen.8 Für viele Patienten ist die Organtransplantation daher die 
einzige Überlebenschance und die Aussicht auf eine bessere Lebensqualität.9 

Die Etablierung der Transplantationsmedizin als Standardtherapie und die Kodifizie-
rung des Transplantationsrechtes im TPG haben dazu geführt, dass der Bedarf an 
vermittlungspflichtigen Organen nahezu stetig angestiegen ist.10 Dem steht jedoch 
ein relativer Mangel an verfügbaren Spenderorganen gegenüber. Infolgedessen hat 
sich die Wartezeit der Patienten auf ein Organ verlängert, was gleichzeitig zu einem 
Anstieg der „Mortalität auf der Warteliste“ geführt hat. In Anbetracht dieser Entwick-
lung werden seit einiger Zeit Organe von Spendern akzeptiert, die zuvor abgelehnt 
worden wären. Dafür enthalten die Richtlinien der Bundesärztekammer für die Warte-
listenführung und die Organvermittlung gem. § 16 Abs. 1 S. 1 Nrn. 2 u. 5 TPG, als 
allgemeine Grundsätze für die Vermittlung postmortal gespendeter Organe, eine ge-
nerelle Verpflichtung für die Vermittlungsstelle, auch für eingeschränkt vermittelbare 
Organe ein Vermittlungsverfahren durchzuführen.11 Der Wandel der Spenderkriterien 
hin zur Akzeptanz sog. marginaler Organe bzw. Organe mit erweiterten Spenderkri-
terien hat indes nicht nur Vorteile für die potentiellen Organempfänger. So beträgt 
etwa die 3-Jahres-Funktionsrate nach postmortaler Nierentransplantation infolge ei-
nes Schädel-Hirn-Traumas bei Spendern unter 55 Jahren 85 %, während sie bei äl-
teren Spendern infolge nichttraumatischer Ursachen nur bei 72 % liegt.12 

                                            
6  Hierzu: Hohmann, Das Transplantationswesen in Deutschland, Österreich und der Schweiz, 

S. 25; Schreiber, Die gesetzliche Regelung der Lebendspende von Organen in der Bundesre-
publik Deutschland, S. 15 ff.  

7  v. Bubnoff, GA 1968, 65, 78 (Fn. 89). 
8  Stellungnahme des Deutschen Ethikrates vom 24. April 2007 „Zahl der Organspenden erhöhen 

– Zu einem drängenden Problem der Transplantationsmedizin in Deutschland“ S. 7; Norba, 
Rechtsfragen der Transplantationsmedizin aus deutscher und europäischer Sicht, S. 23. 

9  Stellungnahme des Deutschen Ethikrates vom 24. April 2007 „Zahl der Organspenden erhöhen 
– Zu einem drängenden Problem der Transplantationsmedizin in Deutschland“ S. 7; Norba, 
Rechtsfragen der Transplantationsmedizin aus deutscher und europäischer Sicht, S. 23. 

10  Vgl. die Zahlen in: Organspende und Organtransplantation, Jahresbericht der DSO 2012. Im 
Internet abrufbar unter: http://www.dso.de/servicecenter/downloads/jahresberichte-und-
grafiken.html. Sowie Annual Eurotransplant Report 2012, S. 50 f. Im Internet abrufbar unter: 
http://www.eurotransplant.org/cms/index.php?page=annual_reports. 

11  Punkt II.3.1. der allgemeinen Grundsätze für die Vermittlung postmortal gespendeter Organe 
der Richtlinien für die Wartelistenführung und die Organvermittlung gem. § 16 Abs. 1 S. 1 Nrn. 2 
und 5 TPG, DÄBl. 2011, A 2425, 2427. 

12  Palmes/Spiegel/Dietl, in: Krukemeyer, Manfred/Lison, Arno (Hrsg.), Transplantationsmedizin, 
S. 81. 
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Diese Veränderungen in der Transplantationsmedizin haben nicht nur Auswirkungen 
auf die Transplantatfunktion sowie das Transplantat- und Empfängerüberleben, son-
dern werfen auch die Frage auf, inwieweit der Organempfänger in den Entschei-
dungsprozess über die Akzeptanz eines Transplantates einzubeziehen und über die 
Herkunft und die Qualität des zu transplantieren Organs aufzuklären ist. Der ein-
gangs geschilderte Fall zeigt, dass sich Angaben zur Herkunft und zur Qualität des 
Organs häufig nicht klar unterscheiden lassen.  

Ungeachtet der sicher zutreffenden Feststellung Langs, dass „der Patient [nach Auf-
nahme in die Warteliste] eine Behandlung erstreben und sich in der Regel höheren 
Risiken aussetzen wird“,13 ist die Einwilligung nur wirksam, wenn der Patient zuvor 
hinreichend aufgeklärt wurde.  

Wer sich hingegen mit der ärztlichen Aufklärungspflicht befasst und diese gar in be-
stimmten Bereichen erweitert, sieht sich schnell von ärztlicher, wie auch juristischer 
Seite Kritik ausgesetzt. So wird konstatiert, dass „die geforderte Aufklärung […] nicht 
akzeptabel [ist] und […] von mangelnder Sach- und Fachkenntnis [zeugt]“.14 „Die An-
forderungen werden immer höher geschraubt“, so Ehlers, „so daß selbst für die er-
fahrenen und im Arztrecht bewanderten Juristen die Rechtsprechung und Literatur 
zur ärztlichen Aufklärungspflicht nicht mehr überschaubar ist.“15 Erforderlich ist nach 
Franzki eine „eindeutige und praktikable Handlungsanweisung, […] der ständig wei-
ter ausdifferenzierten, auch vom juristischen Kenner der Materie in ihren letzten Ver-
ästelungen kaum noch überschaubaren Rechtsprechung“.16 Als Ursachen für die 
zunehmende Differenzierung der ärztlichen Aufklärungspflicht werden neben der 
Tatsache, dass der Mensch selbstbewusster und mündiger geworden ist und somit 
mehr Fragen an den Mediziner hat, eine starke Betonung des Selbstbestimmungs-
rechtes in einem humanistischen Weltbild und die Feststellung, dass Patienten nicht 
mehr gewillt sind, fehlgeschlagene Behandlungen als Schicksalsschlag hinzuneh-
men, vorgebracht.17 Zudem habe die medizinische Entwicklung zwar ungeahnte 
Fortschritte gemacht. Dennoch sei sie in vielen Bereichen nach wie vor umstritten.18 

Um der Kritik an der bestehenden Aufklärungspflicht zu begegnen wurde bereits 
mehrfach darauf hingewiesen, dass generalklauselartige Anforderungen an die ärzt-
liche Aufklärungspflicht unumgänglich sind.19 Hierzu trägt sicher auch die zuletzt er-
folgte Kodifizierung der ärztlichen Aufklärungspflicht im BGB durch das Patienten-

                                            
13  Lang, in: Höfling (Hrsg.), TPG, § 10 Rn. 13. 
14  Lange, Die Klinik: Was Patienten nicht wissen, S. 68. 
15  Ehlers, Die ärztliche Aufklärung vor medizinischen Eingriffen, S. 6. 
16  Franzki, MedR 1994, 171, 176. 
17  Wachsmuth/Schreiber, FAZ v. 03.10.1980, S. 10; dies., NJW 1981, 1985 ff.; Tempel, NJW 

1980, 609, 610. 
18  Wachsmuth/Schreiber, FAZ v. 03.10.1980, S. 10. 
19  Giesen, Arzthaftungsrecht, S. 301; ders., Jura 1981, 10, 17; Katzenmeier, Arzthaftung, S. 354; 

Taupitz, NJW 1986, 2851, 2861. 
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rechtegesetz20 bei. Da durch das Patientenrechtegesetz jedoch vor allem richter-
rechtlich entwickelte Grundsätze in das Gesetz aufgenommen wurden, kommt der 
arzthaftungsrechtlichen Rechtsprechung nach wie vor große Bedeutung zu. Anderer-
seits darf nicht übersehen werden, dass nicht alle Disziplinen der Medizin gleiche 
Anforderungen aufweisen und auch nicht alle Arzt-Patienten-Beziehungen general-
klauselartigen Maßstäben zugänglich sind. Allgemeine Anforderungen sind daher 
immer auch auf die einzelnen Gebiete der Medizin anzuwenden. 

B. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

Mit der vorliegenden Arbeit sollen Antworten auf die soeben aufgeworfenen Fragen 
der ärztlichen Aufklärungspflicht gegenüber Organspendeempfängers gefunden wer-
den. Hierbei können die medizinischen Aspekte der Organtransplantation und der 
ärztlichen Aufklärung nur aus der fachfremden Perspektive des Juristen betrachtet 
werden. Gegenstand der Untersuchung sind daher nicht die medizinischen Bestand-
teile der Aufklärung, sondern der rechtliche Rahmen. Zugleich kann keine umfassen-
de und vor allem keine abschließende Darstellung der Aufklärung des Organemp-
fängers geboten werden. Diese ist, wie bereits gezeigt, immer auch eine Frage des 
Einzelfalles und der individuellen Arzt-Patienten-Beziehung. Die Darstellung be-
schränkt sich angesichts der beschriebenen Entwicklungen demzufolge vor allem auf 
die zentrale Frage der Aufklärungspflicht über die Herkunft und Qualität des Trans-
plantates vor der Organübertragung.  

Das TPG gilt gem. § 1 Abs. 2 S. 1 TPG für die Spende und die Entnahme von 
menschlichen Organen oder Geweben zum Zwecke der Übertragung sowie für die 
Übertragung der Organe oder der Gewebe einschließlich der Vorbereitung dieser 
Maßnahmen. Dabei liegt dem TPG ein sehr umfassender Organ- und Gewebebegriff 
zugrunde, § 1a Nr. 1 und 4 TPG. Vermittlungspflichtige und nicht regenerierungsfä-
hige Organe nehmen auf Grund zahlreicher Besonderheiten eine tatsächliche, medi-
zinisch-biologische und rechtliche Sonderstellung ein.21 Zum einen sind sie nur sehr 
begrenzt konservierungssfähig und zum anderen ist der Bedarf an diesen Organen 
höher, als die zur Verfügung stehenden Spender.22 Inhaltlich beschränkt sich die Ar-
beit bei der postmortalen Organspende auf die vermittlungspflichtigen und bei der 
Lebendspende auf die nicht regenerierungsfähigen Organe. Nach der Legaldefinition 
des § 1a Nr. 2 TPG sind vermittlungspflichtige Organe (einer postmortalen Organ-
spende) soweit sie nach §§ 3 und 4 TPG entnommen werden, die Organe Herz, 
Lunge, Leber, Niere, Bauchspeicheldrüse und Darm. Im Zusammenhang mit der Le-
bendspende sind die nicht regenerierungsfähigen Organe von Bedeutung. Nicht re-
generierungsfähige Organe sind alle Organe, die sich beim Spender nach der Ent-
nahme nicht wieder bilden können. Nach § 8 Abs. 1 S. 2 TPG ist nur die Entnahme 
einer Niere, des Teils einer Leber oder anderer nicht regenerierungsfähiger Organe 
                                            
20  BGBl. I vom 20.02.2013, S. 277 ff. 
21  Norba, Rechtsfragen der Transplantationsmedizin aus deutscher und europäischer Sicht, S. 27. 
22  Norba, Rechtsfragen der Transplantationsmedizin aus deutscher und europäischer Sicht, S. 27. 
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zum Zweck der Lebendspende zulässig. Ausgeklammert werden folglich sowohl die 
nicht-vermittlungspflichtigen Organe, als auch Gewebe.  

Exemplarisch beschränkt sich die Darstellung auf die Niere. Da Nieren sowohl bei 
postmortalen Spendern, als auch bei Lebendspendern entnommen und transplantiert 
werden, kann so auf die Besonderheiten dieser Transplantationsverfahren eingegan-
gen werden. 

C. Gang der Untersuchung 

Die Untersuchung gliedert sich in fünf Teile. Eine Untersuchung der ärztlichen Auf-
klärungspflicht gegenüber dem Organspender setzt zunächst einen Überblick über 
das System der ärztlichen Aufklärungspflicht voraussetzt. Deshalb soll nach der Ein-
führung in die Thematik in Kapitel 2 ein Überblick über die wesentlichen Grundlagen 
der ärztlichen Aufklärungspflicht gegeben werden. Angesichts der bereits sehr um-
fangreichen Literatur zur Aufklärungspflicht soll diese Darstellung freilich in der gebo-
tenen Kürze erfolgen. 

Anschließend soll in Kapitel 3 die ärztliche Aufklärungspflicht über die Herkunft des 
zu transplantierenden Organs untersucht werden. Hierbei wird mit Blick auf die Re-
gelung zum Offenbarungsverbot personenbezogener Daten in § 14 Abs. 2 TPG zu 
unterscheiden sein zwischen den Angaben zur Identität des postmortalen Spenders 
und den übrigen Angaben zur Herkunft des Transplantates.  

Da die Vermittlung von vermittlungspflichtigen Organe nur möglich ist, wenn der po-
tentielle Organempfänger personenbezogene Daten offenbart, stellt sich daran an-
knüpfend die Frage, inwieweit über die Erhebung und den Umgang personenbezo-
genen Daten vor der Transplantation aufzuklären ist. Diesem Aspekt soll in Kapitel 4 
der Arbeit nachgegangen werden. In diesem Zusammenhang ist zunächst die 
Rechtsgrundlage einer möglichen Informationspflicht zu untersuchen, bevor in einem 
zweiten Schritt die inhaltliche Ausgestaltung und Reichweite einer Aufklärungspflicht 
zu erörtern ist. 

In Kapitel 5 werden mögliche ärztliche Aufklärungspflichten über die Qualität des zu 
transplantierenden Organs untersucht. Ausgangspunkt der Darstellung ist dabei der 
Zeitpunkt nach der Entscheidung der Vermittlungsstelle, welchem Patienten das ge-
meldete, postmortal gespendete Organ vermittelt werden soll. Den ersten Teil der 
Bearbeitung bildet die Darstellung des Organallokationsverfahrens. Anschließend ist 
eine Abgrenzung von Behandlungsfehlertatbestand und Aufklärungspflicht vorzu-
nehmen. Ausgehend von der Unterscheidung nach dem Standard sind darauf Abstu-
fungen bei der Qualität postmortal gespendeter Organe in Bezug auf die ärztliche 
Aufklärungspflicht zu untersuchen. Im zweiten Teil des Kapitels sollen Besonderhei-
ten bei der Lebendorganspende und daraus folgende ärztliche Aufklärungspflichten 
erörtert werden. Anschließend ist der Frage nachzugehen, die im Zusammenhang 
mit der ärztlichen Aufklärungspflicht bislang noch nicht eingehend erörtert wurde: 
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Muss der Organempfänger einer Lebendspende über die Risiken des Spenders auf-
geklärt werden? 

Aufgrund medizinischer und organisatorischer Besonderheiten kommt dem Zeitpunkt 
der Aufklärung in der Transplantationsmedizin eine erhebliche Bedeutung zu. Daher 
soll der zeitliche Aspekt der Aufklärungspflicht in Kapitel 6 der Arbeit genauer unter-
sucht werden. Um den Zeitpunkt der Patientenaufklärung für die Transplantations-
medizin zu bestimmen, ist methodisch zunächst die Rechtsprechung auf diese Frage 
hin zu analysieren. Anschließend sind die Maßstäbe der Rechtsprechung auf die 
Transplantationsmedizin anzuwenden. Dabei werden die spezifischen Gegebenhei-
ten bei der Transplantation, insbesondere die Unterschiede von Lebendorganspende 
und postmortaler Organspende zu beachten sein. Im Zusammenhang mit der post-
mortalen Organspende wird insbesondere zu diskutieren sein, ob der Organempfän-
ger bereits vor der Aufnahme in die Warteliste aufzuklären ist und ob gegebenenfalls 
eine erneute Aufklärung nach Organzuteilung erforderlich ist. 

Abschließend werden die wesentlichen Ergebnisse der Arbeit zusammengefasst. 
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Kapitel 2 

Die Selbstbestimmungsaufklärung im System der ärztlichen Aufklärungspflicht 

A. Gegenstand der Selbstbestimmungsaufklärung 

Durch die Selbstbestimmungsaufklärung soll der Patient in die Lage versetzt werden, 
eine freie und eigenverantwortliche Entscheidung zu treffen.23 Die inhaltliche Ausge-
staltung dieser Aufklärungspflicht wird durch die verschiedenen Arten der Selbstbe-
stimmungsaufklärung konkretisiert. Allgemein wird zwischen der Diagnose-, der Ver-
laufs- und der Risikoaufklärung unterschieden. Während sich die Diagnose- und Ver-
laufsaufklärung auf den medizinischen Befund sowie die Art, den Umfang und die 
Durchführung des Eingriffes erstrecken, umfasst das Feld der Risikoaufklärung die 
Informationspflicht hinsichtlich der durch die Behandlung drohenden Gefahren für 
den Patienten.24 Bezugspunkt dieser Aufklärungspflicht ist dabei stets die in Aussicht 
gestellte Therapie bzw. der in Aussicht gestellte medizinische Eingriff. Aus diesem 
Grund wird die Selbstbestimmungsaufklärung auch als Eingriffsaufklärung bezeich-
net.25 

Hintergrund der Selbstbestimmungsaufklärung ist die Notwendigkeit der Einwilligung 
des Patienten in die konkrete Behandlung. Da „auch der zu Heilzwecken vorgenom-
mene Eingriff […] die leibliche und gegebenenfalls auch die seelische Integrität des 
Menschen“26 berührt, bedarf dieser einer rechtfertigenden Einwilligung.27 Die Einwilli-
gung in den Heileingriff ist dagegen nur wirksam, wenn der Arzt den Patienten zuvor 
aufgeklärt hat. 

Die Selbstbestimmungsaufklärung ist von der therapeutischen Aufklärung zu unter-
scheiden. Ziel der therapeutischen Aufklärung ist es, durch Schutz- und Warnhinwei-
se sowie Ratschläge und Verhaltensregelungen die notwendige Mitwirkung des Pati-
enten sicherzustellen und mögliche Gefahren durch Selbstgefährdung zu verhin-
dern.28 Aufklärungspflichtig sind sämtliche Informationen, die im gesundheitlichen 
Interesse des Patienten geboten sind.29 Damit dient dieser Teil der ärztlichen Aufklä-
rungspflicht als eine Art „informationeller Gefahrenabwehr“30 dem gesundheitlichen 
Wohl des Patienten. Die therapeutische Aufklärung wird daher auch als „Sicherheits-

                                            
23  Laufs, in: Laufs/Kern (Hrsg.), Handbuch des Arztrechts, § 59 Rn. 11. 
24  Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, Rn. 266 ff. 
25  Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, Rn. 266; Steffen/Pauge, Arzthaftungsrecht, Rn. 366. 
26  BVerfGE 52, 131, 175. 
27  Seit RGSt 25, 375 ff.; Ausführlich hierzu: Tag, Der Körperverletzungstatbestand im Spannungs-

feld zwischen Patientenautonomie und Lex artis, S. 13 ff.  
28  Katzenmeier, Arzthaftung, S. 327. 
29  Glatz, Der Arzt zwischen Aufklärung und Beratung, S. 237; Katzenmeier, in: 

Laufs/Katzenmeier/Lipp (Hrsg.), Arztrecht, V. Rn. 16; Laufs, in: Laufs/Kern (Hrsg.), Handbuch 
des Arztrechts, § 58 Rn. 1. 

30  Glatz, Der Arzt zwischen Aufklärung und Beratung, S. 237. 
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aufklärung“31 bezeichnet. Sie ist Teil der ärztlichen Behandlung und eine vertragliche 
(Neben-)Pflicht, weshalb die unzureichende therapeutische Aufklärung einen Be-
handlungsfehler darstellt.32 

B. Rechtsgrundlage der Aufklärungspflicht 

Die ärztliche Aufklärungspflicht hat ihre verfassungsrechtliche Grundlage im Selbst-
bestimmungsrecht des Patienten.33 Die Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 sowie Art. 2 
Abs. 2 S. 1 GG verpflichten zum Schutz und zur Achtung der Würde und der Freiheit 
des Menschen und seines Rechts auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Aus 
diesen Grundsätzen folgt die Notwendigkeit der Einwilligung in medizinische Eingrif-
fe.34 Aus der Verknüpfung der Einwilligung zu ärztlichen Heileingriffen mit grundle-
genden Verfassungsprinzipien zum Zweck, dem Patienten die Möglichkeit einzuräu-
men und sein Selbstbestimmungsrecht über die leiblich-seelische Integrität wahrzu-
nehmen, folgt ein „von der Verfassung geforderter normativer Kernbereich der Einwil-
ligung“ und die dementsprechende ärztliche Aufklärungspflicht.35 „Verfehlt wäre es,“ 
so das BVerfG in einer viel beachteten und oft zitierten Entscheidung, „dem Kranken 
oder Gebrechlichen, weil seine Gesundheit oder sein Körper bereits versehrt […] 
[sind], nur ein gemindertes Maß an Selbstbestimmungsrecht zuzusprechen, und 
deshalb Eingriffe zum Zwecke der Diagnose, Vorbeugung, Linderung, Besserung 
oder Behebung eines Leidens dem Erfordernis der Einwilligung zu entziehen oder 
nur geringere Anforderungen an die Einwilligung und das in ihrem Rahmen gebotene 
Maß an Aufklärung zu stellen.“36 

Lange Zeit waren der ärztliche Heileingriff, die ärztliche Aufklärungspflicht und die 
Einwilligung, abgesehen von einigen Ausnahmen,37 allgemein gesetzlich nicht gere-
gelt. Umrisse und Ausprägung hat die Aufklärungspflicht stattdessen durch die 
Rechtsprechung erfahren. Darüber hinaus wurden Mitteilungs- und Aufklärungs-
pflichten als Vertragspflichten zum Behandlungsvertrag angesehen.38  

                                            
31  BGH, NJW 1994, 3013; Laufs, in: Laufs/Kern (Hrsg.), Handbuch des Arztrechts, § 58 Rn. 1. 
32  Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, Rn. 277 f.; Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp (Hrsg.), 

Arztrecht, V. Rn. 16; Laufs, in: Laufs/Kern (Hrsg.), Handbuch des Arztrechts, § 58 Rn. 2. 
33  Zu den Rechtsgrundlagen der Aufklärungspflicht auch: Schwill, Aufklärungsverzicht und Patien-

tenautonomie, S. 35 ff. 
34  BVerfGE 52, 131, 175; Laufs, in: Laufs/Kern (Hrsg.), Handbuch des Arztrechts, § 57 Rn. 15. 
35  BVerfGE 52, 131, 175 f. 
36  BVerfGE 52, 131, 173. Die verfassungsrechtliche Verortung des Selbstbestimmungsrechtes 

wird unten unter: 5. B. V. 3. b) genauer untersucht. 
37  Gesetzliche Regelungen zur Aufklärung und Einwilligung finden sich etwa für die klinische Prü-

fung von Arzneimitteln in den §§ 40 Abs. 2, 41 Abs. 3 Nr. 2 AMG, für die Organentnahme in den 
§§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1, 8 Abs. 1 Nr. 1 TPG und in § 3 Abs. 1 KastrG. 

38  Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, Rn. 249; Laufs, in: Laufs/Kern (Hrsg.), Handbuch des Arzt-
rechts, § 57 Rn. 14. 
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Im Bereich der Transplantationsmedizin ist die Aufklärung des Lebendorganspenders 
in § 8 Abs. 2 TPG detailliert geregelt. Reglungen zur Aufklärung des Organempfän-
gers fehlen hingegen. 

Mit dem Patientenrechtegesetz wurden die durch das Richterrecht entwickelten 
Grundsätze des Arzthaftungs- und Behandlungsrechts in das BGB aufgenommen. 
Mitteilungs- und Informationspflichten sind in den §§ 630c Abs. 2 und 630e BGB ge-
regelt. Die Selbstbestimmungsaufklärung wurde in § 630e BGB geregelt. Das Gesetz 
differenziert zwischen Informationspflichten in § 630c Abs. 2 S. 1 BGB, die die Be-
handlung im weitesten Sinne als Gegenstand des Behandlungsvertrages betreffen 
und den konkreten Aufklärungspflichten in § 630e BGB.39 Trotz dieser neu eingeführ-
ten Unterscheidung sollen die von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze 
nach dem ausdrücklichen Willen des Gesetzgebers fortgelten.40 

Nach § 630e Abs. 1 BGB ist der Patient über sämtliche für die Einwilligung wesentli-
chen Umstände aufzuklären. Hierzu gehören gem. § 630e Abs. 1 S. 2 BGB insbe-
sondere Art, Umfang, Durchführung, zu erwartende Folgen und Risiken der Maß-
nahme sowie ihre Notwendigkeit, Dringlichkeit, Eignung und Erfolgsaussichten im 
Hinblick auf die Diagnose oder die Therapie. Zudem ist der Patient nach § 630e Abs. 
1 S. 3 BGB über bestehende Alternativen zur Maßnahme aufzuklären, wenn mehrere 
gleichermaßen medizinisch indizierte und übliche Methoden zu wesentlich unter-
schiedlichen Belastungen, Risiken oder Heilungschancen führen können. Die formel-
len Anforderungen an die Aufklärung wurden in § 630e Abs. 2 BGB geregelt.  

In der Begründung zum Patientenrechtegesetz wird allerdings ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass der Katalog der aufklärungsbedürftigen Umstände in § 630e 
Abs.1 S. 2 BGB lediglich beispielhaft und keinesfalls als abschließend zu verstehen 
ist. „Im Einzelfall“, so der Gesetzgeber, „kann es erforderlich sein, über weitere Um-
stände aufzuklären.“41 Da durch das Patientenrechtegesetz vor allem die (gefestigte) 
Rechtsprechung kodifiziert wurde, wird im Folgenden, neben den gesetzlichen Rege-
lungen zur Aufklärungspflicht, die Rechtsprechung zu den hier aufgeworfenen Fra-
gen untersucht.  

Darüber hinaus ist die Aufklärungspflicht im ärztlichen Berufsrecht verankert. § 8 S. 2 
der Musterberufsordnung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärzte (MBO-
Ä)42 regelt, dass der Einwilligung grundsätzlich eine erforderliche Aufklärung voraus-
zugehen hat. Nach § 8 S. 3 MBO-Ä hat „die Aufklärung […] der Patientin oder dem 
Patienten insbesondere vor operativen Eingriffen Wesen, Bedeutung und Tragweite 

                                            
39  BT-Drs. 17/10488, S. 21. 
40  BT-Drs. 17/10488, S. 21. 
41  BT-Drs. 17/10488, S. 24. 
42  (Muster-)Berufsordnung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärzte (MBO-Ä), in der 

Fassung der Beschlüsse des 114. Deutschen Ärztetages 2011 in Kiel. Im Internet abrufbar un-
ter: http://www.bundesaerztekammer.de/downloads/MBO_08_20111.pdf 
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der Behandlung einschließlich Behandlungsalternativen und die mit ihnen verbunde-
nen Risiken in verständlicher und angemessener Weise zu verdeutlichen.“ Zudem 
muss die Aufklärung gem. § 8 S. 3 MBO-Ä rechtzeitig erfolgen. Der Umfang der Auf-
klärung ist nach Maßgabe des § 8 S. 4 MBO-Ä an der Dringlichkeit und der Tragwei-
te der Maßnahme auszurichten. 

C. Diagnose- und Verlaufsaufklärung 

Ausgangspunkt der ärztlichen Aufklärung ist in der Regel der ärztliche Befund. Durch 
die Diagnoseaufklärung ist der Patient über den Befund zumindest in den „groben 
Zügen“ zu informieren.43 Die Information, dass der Patient krank ist und an welcher 
Krankheit er leidet, bildet die notwendige Grundlage für dessen Entscheidung, ob 
überhaupt ein medizinischer Eingriff durchgeführt werden soll.44 Als Folge der Ver-
knüpfung von Aufklärung und Einwilligung gehen Rechtsprechung und Teile der Lite-
ratur davon aus, dass die Diagnoseaufklärung (vornehmlich) nur dann erforderlich 
ist, wenn die Offenbarung des Befundes Voraussetzung einer medizinisch relevanten 
Entscheidung ist.45 Dagegen halten Teile des Schrifttums die Diagnoseaufklärung 
auch dann für geboten, wenn sie nicht für einen bevorstehenden Eingriff erforderlich 
ist.46 Überzeugend wird angeführt, dass das Wissen um die Diagnose nicht nur für 
eine Behandlungsentscheidung von Bedeutung ist, sondern auch für die Regelung 
der eigenen Angelegenheiten und gegebenenfalls für die Vorbereitung auf den Tod 
wichtig sein kann.47 Zugleich ist die Kenntnis des Befundes sowohl für die Arztwahl, 
als auch für die Entscheidung, sich überhaupt dem Eingriff zu unterziehen von gro-
ßer Bedeutung.48 Von der Mitteilung des Befundes kann dagegen abgesehen wer-
den, wenn „die Bekanntgabe zu einer ernsten und nicht behebbaren Gesundheits-
schädigung führen würde“.49 

Durch die Verlaufsaufklärung soll dem Patienten die in Aussicht gestellt Therapie, 
d.h. die Art, das Wesen, der Umfang und die Durchführung des Eingriffes erläutert 
werden. So soll dem Patienten eine annähernde Vorstellung vermittelt werden, wie 
der Eingriff ablaufen soll. Dies umfasst auch die Aufklärung darüber, wie sich der ge-
sundheitliche Zustand voraussichtlich mit und ohne die in Aussicht gestellte Therapie 
entwickeln wird und welche sicheren Behandlungsfolgen eintreten werden. In diesem 

                                            
43  Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, Rn. 267; Laufs, in: Laufs/Kern (Hrsg.), Handbuch des Arzt-

rechts, § 59 Rn. 13. 
44  Laufs, in: Laufs/Kern (Hrsg.), Handbuch des Arztrechts, § 59 Rn. 13. 
45  RGSt 66, 181, 182; BGHZ 29, 176, 184 f.; OLG Stuttgart, VersR 1988, 695, 696; OLG Köln, 

VersR 1988, 139; Deutsch, NJW 1988, 2306, 2308. 
46  Herrmann, MedR 1988, 1, 4; LK-Hirsch, § 228 Rn. 24; Schwill, Aufklärungsverzicht und Patien-

tenautonomie, S. 48 f.; Tag, Der Körperverletzungstatbestand im Spannungsfeld zwischen Pa-
tientenautonomie und Lex artis, S. 272 f.  

47  Schwill, Aufklärungsverzicht und Patientenautonomie, S. 49. 
48  LK-Hirsch, § 228 Rn. 24. 
49  LK-Hirsch, § 228 Rn. 25. 
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Zusammenhang ist dem Patienten mitzuteilen, wie die Erfolgschancen des Eingriffs 
einzuschätzen sind.50 Die Darstellung darf sich allerdings nicht nur auf den techni-
schen Ablauf der Operation beschränken, sondern bedarf vielmehr „einer detaillier-
ten, für den medizinischen Laien verständlichen Darlegung des Für und Wider, um 
sicherzugehen, daß sich der Patient über die Erfolgschancen der geplanten Operati-
on und über das, was er im Falle eines Fehlschlagens unter Umständen auf sich 
nehmen muß, keine Illusionen macht“.51 Die Verlaufsaufklärung erfasst folglich nicht 
nur die Prognose, wie sich der Gesundheitszustand mit und ohne die Behandlung 
entwickeln wird und welche sicheren Behandlungsfolgen und Nebenfolgen eintreten 
werden, sondern auch, mit welchem Grad an Erfolgsaussicht zu rechnen ist.52 

D. Risikoaufklärung 

Medizinischer, vor allem aber auch juristischer Schwerpunkt der Aufklärungspflicht ist 
die Risikoaufklärung.53 Durch diese soll der Patient über die mit der Behandlung ver-
bundenen Risiken, d.h. mögliche dauernde oder vorübergehende Nebenfolgen in-
formiert werden.54 Im Gegensatz zur therapeutischen Aufklärung, die die Risiken des 
Gesundheitszustandes des Patienten umfasst und damit vor gesundheitlichen Ge-
fahren durch die bestehende Krankheit schützen soll,55 ist vor allem auf die Gefahren 
der ärztlichen Behandlung der Krankheit hinzuweisen. Die Schwierigkeit besteht vor 
allem darin, festzustellen, welche Risiken für die Aufklärung im konkreten Fall von 
Bedeutung sind.  

Der Zweck der Risikoaufklärung, dem Patienten die für seine Entscheidung notwen-
digen Fakten in einer für den medizinischen Laien verständlichen Form mitzuteilen 
und ihm so zu ermöglichen, dass er selbst entscheiden kann, ob er sich einer Opera-
tion unterzieht,56 macht bereits deutlich, dass die Risikoaufklärung nicht nur an all-
gemeingültigen Regeln festgemacht werden kann, sondern stets auch abhängig ist, 
vom konkreten Patienten und dem individuell geplanten Eingriff. Trotzdem lassen 
sich in der Rechtsprechung Anhaltspunkte für eine Bestimmung der Risikoaufklärung 
erkennen, die aufgrund ihrer Bedeutung für die Aufklärungspflicht im Folgenden nä-

                                            
50  Laufs, in: Laufs/Kern (Hrsg.), Handbuch des Arztrechts, § 59 Rn. 20; Tag, Der Körperverlet-

zungstatbestand im Spannungsfeld zwischen Patientenautonomie und Lex artis, S. 273. 
51  BGH, NJW 1981, 1319, 1320. 
52  Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, Rn. 268; Laufs, in: Laufs/Kern (Hrsg.), Handbuch des Arzt-

rechts, § 59 Rn. 18; Tag, Der Körperverletzungstatbestand im Spannungsfeld zwischen Patien-
tenautonomie und Lex artis, S. 273.  

53  Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp (Hrsg.), Arztrecht, V. Rn. 14; Prutsch, Die ärztliche 
Aufklärung, S. 142; Ulsenheimer, Arztstrafrecht in der Praxis, Rn. 65; Schwill, Aufklärungsver-
zicht und Patientenautonomie, S. 50; Voll, Die Einwilligung im Arztrecht, S. 117. 

54  Schwill, Aufklärungsverzicht und Patientenautonomie, S. 70; Tag, Der Körperverletzungstatbe-
stand im Spannungsfeld zwischen Patientenautonomie und Lex artis, S. 273. 

55  Glatz, Der Arzt zwischen Aufklärung und Beratung, S. 237, 245. 
56  BGH, NJW 1986, 780. 
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her betrachtet werden sollen. Hierbei ist zwischen verschiedenen Ebenen57 zu diffe-
renzieren:  

Zunächst ist mit der sog. „Aufklärung im Großen und Ganzen“ und dem Leitbild des 
„verständigen Patienten“ der Einstieg und Rahmen der Risikoaufklärung zu erörtern. 
Nach diesen allgemeinen Kriterien ist in einem zweiten Schritt auf Umstände einzu-
gehen, die die Aufklärungspflicht im Einzelfall konkretisieren.  

I. Leitgedanken der Risikoaufklärung 

1. Aufklärung "im Großen und Ganzen"  

Die Risikoaufklärung soll die Folgen und Risiken des ärztlichen Eingriffes vermitteln. 
Hierfür genügt nach Auffassung des BGH grundsätzlich eine Aufklärung des Patien-
ten "im Großen und Ganzen", weshalb nicht über jede, noch so entfernt liegende Ge-
fahrenmöglichkeit aufgeklärt werden muss.58 Dies betrifft dagegen nur die Risiken, 
die bei der Anwendung der gebotenen Sorgfalt, d.h. bei fehlerfreier Durchführung der 
Heilbehandlung, nicht mit Gewissheit ausgeschlossen werden können.59 Gefahren 
fehlerhafter Behandlung, wie etwa die eines Kunstfehlers und andere vermeidbare 
Risiken, sind nicht aufklärungsbedürftig. Dies folgt schon daraus, dass der Patient 
weder ausdrücklich, noch konkludent in Behandlungsfehler einwilligen kann.60 

Die Rechtsprechung fordert, dass dem Patienten „eine allgemeine Vorstellung von 
dem Ausmaß der mit dem Eingriff verbundenen Gefahren vermittelt werden“ muss.61 
Zu informieren ist daher über die Art des Eingriffes und seine nicht ganz außerhalb 
der Wahrscheinlichkeit liegenden Risiken, sofern diese nicht ohnehin bekannt sind 
und die Informationen darüber hinaus für die Entscheidung des Patienten von Be-
deutung sind.62 Dies ist der Erkenntnis geschuldet, dass eine allzu umfassende Auf-
klärung nicht nur die Ärzte unnötig belastet, sondern auch dem Patienten die Ent-
scheidungsfindung in seiner psychischen Ausnahmesituation erschwert.63 Die Er-
folgsaussicht der konkreten Behandlung und die Möglichkeit eines Fehlschlages der 
Behandlung sind, obgleich Gegenstand der Verlaufsaufklärung,64 jedenfalls in die 
Aufklärung einzubeziehen.  

                                            
57  Ähnliche Ansätze finden sich bei Glatz, Der Arzt zwischen Aufklärung und Beratung, S. 246 ff. 

und Schwill, Aufklärungsverzicht und Patientenautonomie, S. 51 ff. 
58  BGHZ 90, 103, 106; BGH, NJW 1992, 2351, 2352; NJW 2009, 1209, 1210; Spickhoff, NJW 

2003, 1701, 1707. Dazu auch: Schwill, Aufklärungsverzicht und Patientenautonomie, S. 52. 
59  Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, Rn. 282; Krudop-Scholz, Die ärztliche Aufklärung bei der Arz-

neibehandlung, S. 88 f.; Laufs, in: Laufs/Kern (Hrsg.), Handbuch des Arztrechts, § 60 Rn. 1. 
60  BGH, MedR 1998, 218, 219. Der nur schwerlich vorstellbare Fall der Forderung nach einer feh-

lerhaften Behandlung ist sittenwidrig, vgl. Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, Rn. 254. 
61  BGHZ 90, 103, 106; BGH, NJW 1992, 2351, 2352. 
62  BGH, NJW 2009, 1209, 1210. Schwill, Aufklärungsverzicht und Patientenautonomie, S. 52. 
63  Wendt, Die ärztliche Dokumentation, S. 99 
64  BGH, NJW 1981, 633; Deutsch/Spickhoff, Medizinrecht, Rn. 283. 
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Zudem muss das Risiko zum Zeitpunkt der Aufklärungspflicht nach medizinischer 
Erfahrung bekannt gewesen sein, bzw. muss vorausgesetzt werden können, dass 
das Risiko den behandelnden Ärzten bekannt sein könnte.65 Naturgemäß kann über 
unbekannte Risiken nicht aufgeklärt werden. Ist ein bestimmtes Risiko dem aufklä-
renden Arzt also nicht bekannt und kann nicht vorausgesetzt werden, dass er das 
Risiko zu kennen hat, weil es etwa nur in anderen Spezialgebieten der medizinischen 
Wissenschaft diskutiert wird, so unterfällt dies nicht der Aufklärungspflicht.66 

2. Der „verständige Patient“ 

a) Leitbild des „verständigen Patienten“ 

Im Zusammenhang mit der Frage, welche Risiken aufklärungsbedürftig sind, hat der 
BGH mit der Entwicklung der Rechtsprechung zur Aufklärungspflicht bereits früh die 
Rechtsfigur des sog. „verständigen Patienten“67 entwickelt. Danach sind (typische) 
Risiken nicht aufklärungsbedürftig, wenn sie „bei einem verständigen Patienten für 
seinen Entschluß, in die Behandlung einzuwilligen, nicht ernsthaft ins Gewicht fal-
len.“68 Zu unterscheiden ist der „verständige Patient“ vom sog. „wissenden Patien-
ten“. Während die Figur des „verständigen Patienten“ zunächst einen Rahmen für die 
Aufklärungspflicht bietet, beschränkt der „wissende Patient“ die Aufklärungspflicht. 
Ein bereits informierter Patient braucht durch den Arzt nicht mehr aufgeklärt zu wer-
den.69 

Das Leitbild des „verständigen Patienten“ darf nicht als Erweiterung der ärztlichen 
Pflichten, sondern muss als Begrenzung der ärztlichen Aufklärungspflicht über Be-
handlungsrisiken verstanden werden.70 Es bietet Orientierungshilfe bei der Bestim-
mung von Inhalt und Umfang der ärztlichen Risikoaufklärung, indem es unterstellt, 
dass diejenigen Umstände, die einem vernünftigen Patienten wissenswert erschei-
nen würden, mitgeteilt werden müssen71 und verknüpft damit letztlich „das Sollen mit 
dem Praktizierbaren“.72 Mit dem Versuch, die Aufklärungspflicht praktikabler zu ge-
stalten, dient das Leitbild des „verständigen Patienten“ letztlich auch dem Selbstbe-

                                            
65  BGH, NJW 2010, 3230, 3231. 
66  BGH, NJW 2011, 375; Borgmann, NJW 2010, 3190. 
67  Sog. 2. Elektroschockurteil: BGH, NJW 1959, 811. Dazu auch: Schwill, Aufklärungsverzicht und 

Patientenautonomie, S. 52. 
68  BGH, NJW 1959, 811. 
69  BGH, NJW 1984, 1807, 1808. 
70  Eisner, Die Aufklärungspflicht des Arztes, S. 74; Hauschild, Der Maßstab für die ärztliche Auf-

klärung im amerikanischen, englischen und deutschen Recht, S. 94 ff.; RGRK-Nüßgens, § 823 
Anh. II, Rn. 112; Schwill, Aufklärungsverzicht und Patientenautonomie, S. 53. 

71  Schwill, Aufklärungsverzicht und Patientenautonomie, S. 53. 
72  Laufs, in: Faller/Kirchhof/Träger (Hrsg.), FS für Geiger, S. 236.  
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stimmungsrecht des Patienten.73 Anderseits fordert dieses Leitbild vom Patienten, 
Fragen zu stellen, sofern ihm gewisse Punkte der Aufklärung unklar geblieben sind.74 

Ohne diese Rechtsfigur ausdrücklich zu benennen, lässt sich die Rechtsprechung 
auch später von ihr leiten, wenn etwa vorausgesetzt wird, dass ein Operateur grund-
sätzlich bei jedem Patienten die Kenntnis der allgemeinen Risiken, die mit jedem 
größeren operativen Eingriff unter Narkose verbunden sind, voraussetzen darf.75 
Vereinzelt finden sich jedoch auch ausdrückliche Erwähnungen des sog. „verständi-
gen Patienten“ bzw. „verständigen Menschen“76 in Entscheidungen, die seltene Risi-
ken von der Entscheidungserheblichkeit ausklammern oder in denen festgestellt 
wird, dass Risiken umso aufklärungsbedürftiger sind, je dringlicher der Eingriff ist.77  

Darüber hinaus fand eine Übertragung von der Risikoaufklärung auf andere Bereiche 
der Aufklärungspflicht, wie etwa den Bereich der Aufklärungspflicht über Behand-
lungsalternativen78 oder hinsichtlich der Fragelast des aufgeklärten Patienten, statt.79 
Außerdem bildet der „verständige Patient“ einen Bezugspunkt für die Feststellung 
der mutmaßlichen Einwilligung.80  

Bis heute hat sich der BGH, soweit ersichtlich, nicht ausdrücklich gegen diese 
Rechtsfigur ausgesprochen. Auch die Instanzgerichte wenden sie bis heute an.81 
Schließlich fand der „verständige Patient“ auch Eingang in einen Alternativentwurf 
des Strafgesetzbuches: „Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn der Einwilligende 
über Art, Tragweite und solche möglichen Folgen der Behandlung aufgeklärt worden 
ist, die für die Entscheidung eines verständigen Menschen ins Gewicht fallen kön-
nen.“82 

                                            
73  Steffen, MedR 1983, 88, 89; Schwill, Aufklärungsverzicht und Patientenautonomie, S. 54.  
74  Ulsenheimer, Arztstrafrecht in der Praxis, Rn. 78. 
75  BGH, NJW 1986, 780; NJW 1980, 633; 1992, 743. Vgl. auch: Schwill, Aufklärungsverzicht und 

Patientenautonomie, S. 53.  
76  BGH, VersR 1973, 244, 245. 
77  BGHZ 29, 176, 182; BGH, VersR 1972, 153, 155; BGH, NJW 1977, 337. Vgl. auch: OLG Frank-

furt a.M., VersR 1979, 651, 652; OLG Celle, VersR 1981, 1184, 1185. 
78  BGH, NJW 1988, 1516 „vernünftiger Durchschnittspatient“; Schwill, Aufklärungsverzicht und 

Patientenautonomie, S. 53. 
79  BGH, VersR 1973, 244, 245; VersR 1974, 752; Schwill, Aufklärungsverzicht und Patientenauto-

nomie, S. 53. 
80  Vgl. hierzu: Steffen, MedR 1983, 88, 91 f. Als Anhaltspunkt für die Ermittlung des individuellen 

Willens: BGHSt 45, 219, 221; 40, 257, 263. 
81  Aus der neueren Rechtsprechung: OLG Dresden, Urteil vom 14.07.2010, 4 U 1834/09; OLG 

Hamm, Urteil vom 29.09.2010, 3 U 169/09, I-3 U 169/09; OLG Koblenz, VersR 2010, 770; OLG 
München, Urteil vom 14.08.2008, 1 U 3709/07; OLG Koblenz, NJW 1999, 3419. 

82  Baumann/Brauneck/Grünwald/Hanack/Kaufmann/Kaufmann/Klug/Lampe/Lenckner/Maihofer/ 
Noll/Roxin/Schmitt/Schultz/Stratenwerth/Stree, Alternativ-Entwurf eines Strafgesetzbuches, Be-
sonderer Teil, Straftaten gegen die Person, Erster Halbband, § 123 Abs. 4, S. 78 f.  


